
Nr. 196.2024
17. Oktober 2024

Seite 1/1

Impressum

Nr. 196.2024 / 17. Oktober 2024

Herausgeberin: Katja Mast, MdB
Redaktion: Albrecht von Wangenheim

T   030 227 52282
     030 227 51118
E   Presse@spdfraktion.de

Der Text kann im Internet unter
www.spdfraktion.de abgerufen
werden.

AG Familie, Senioren, Frauen und Jugend
AG Recht

Schwangerschaftsabbrüche gehören
nicht ins Strafgesetzbuch
Die  SPD-Bundestagsfraktion  begrüßt  die  heutige  Petitionsübergabe  des
Bündnisses sexuelle Selbstbestimmung.

Leni Breymaier, familienpolitische Sprecherin:

"Schwangerschaftsabbrüche gehören nicht  ins Strafgesetzbuch.  Für uns ist  das der
richtige  Schritt,  um  die  Versorgungslage  für  ungewollt  schwangere  Frauen  zu
verbessern.  Denn  die  Strafandrohung  hat  inzwischen  zu  einer  massiven
Unterversorgung,  insbesondere  in  Süddeutschland,  geführt.  Ungewollt  schwangere
Frauen brauchen daher  zeitgemäße Regelungen für  den Schwangerschaftsabbruch.
Was  wir  nicht  brauchen,  sind  Regeln  aus  den  1990er  Jahren,  getragen  von  einer
Geisteshaltung von vor hundert Jahren."

Sonja Eichwede, rechtspolitische Sprecherin:

"Aktuell gelten selbstbestimmte Schwangerschaftsabbrüche als Unrecht. Das ist nicht
mit dem grundrechtlich geschützten Selbstbestimmungsrecht von Frauen vereinbar. Zu
diesem  Ergebnis  kam  auch  die  unabhängige  Expert:innenkommission  der
Bundes reg ie rung .  Du rch  e i ne  Rege lung  von  se lbs tbes t immten
Schwangerschaftsabbrüchen  außerhalb  des  Strafgesetzbuchs  können  wir  das
Selbstbestimmungsrecht der Frau und den Schutz des ungeborenen Lebens besser
miteinander in Einklang bringen. Den Schutz des ungeborenen Lebens erreichen wir
nicht  durch Strafandrohung,  sondern durch eine gute Unterstützung von ungewollt
schwangeren Frauen und Familien."
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